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Gerhard Hess:
München muss Entwicklungskern des Freistaats Bayern sein und bleiben

(bbiv) München. „München und Bayern brauchen schnellstens einen zügigen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, denn München muss Entwicklungskern des Freistaats Bayern, Bayern Entwicklungsachse im wachsenden Europa sein und bleiben.“ Dies forderte der Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, Gerhard Hess, heute (3.9.) bei der Fachkonferenz Bau und Verkehr der CSU München. 

In der Vergangenheit gelang dies im Freistaat auf dem Weg vom Agrar- zum Industrieland hervorragend. Durch die Wiedervereinigung und die Öffnung Europas nach Osten ergebe sich eine neue Situation, unterstrich Hess. Die Chance dieser Mittellage in Europa gelte es zu nutzen. Als Beispiel nannte er den Flughafen München, der Freising zum Arbeits​amtsbezirk mit der bundesweit niedrigsten Arbeitslosenquote machte, weil eben eine Million Fluggäste 1.000 Arbeitsplätze am Flughafen, weitere 1.000 im unmittelbaren und weitere 2.000 im weiteren Einzugsgebiet bringen. 

An fehlenden Finanzmitteln des Staates darf dies nicht scheitern. In diesem Punkt stimmte er Bundesfinanzminister Eichel zu, der sagte: „Eines kann sich die Bundesrepublik auf keinen Fall leisten: Eine ungenügende Infrastruktur.“ Hess verlangte jedoch, dass diesen Worten Taten folgen und nicht – wie geplant – Kürzungen für Verkehrsprojekte im Bundesetat um 10 Milliarden DM oder gar mehr bis 2003. Dies träfe auch Bayern hart, München etwa bei der A 99, beim sechsstreifigen Ausbau der
A 92 zum Flughafen, bei der Nordosttangente und in Riem die Anbindung der Messe und eines neuen Stadions.

Ohne den Staat auf allen Ebenen aus seiner Verantwortung für den Ausbau der Infrastruktur zu entlassen, schlug der Hauptgeschäftsführer der Bayerischen Bauindustrie vor, wenn akut Mittel fehlen, ergänzend die privatwirtschaftliche Realisierbarkeit aller größeren Projekte zu prüfen, privatwirtschaftlich zu bauen und zu betreiben. Die Refinanzierung müsse notfalls über Nutzungsentgelte oder zweckgebundene Besteuerung der Verkehrsleistung erfolgen, die es heute schon gibt, 84 Milliarden DM erbringt, aber vorwiegend für Sozialleistungen konsumtiv ausgegeben werde, statt sie zu investieren. 
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